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durchzusetzen“ in ihrem Wettbewerbsprogramm 1985 einen 
Komplex von Aufgaben, die ökonomische Zielstellung sowie 
die Gewährleistung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
als untrennbare Einheit verkörpern. Die Leistungen dieser 
Kollektive trugen wesentlich dazu bei, daß Überprüfungen 
des Betriebes durch die Technische Überwachung, die Staat­
liche Versicherung, die Feuerwehr und andere Organe seit 
über fünf Jahren ohne Beanstandungen verliefen.

Kontrolle und Analyse — 
unverzichtbar für die Leitungstätigkeit

Die überall anzutreffende Leistungsbereitschaft der Kollek­
tive kann nur voll zum Tragen kommen, wenn durch die 
Leiter vorausschauend die Voraussetzungen für eine 
störungsfreie Produktion geschaffen werden. Das erfordert 
eine tiefgründige analytische Arbeit und regelmäßige Kon­
trollen zur exakten Beurteilung der Lagebedingungen und 
zur rechtzeitigen Vorbereitung notwendiger Entscheidungen.

Typisch für vorbildlich arbeitende Betriebe ist es, daß 
auch die Realisierung der Aufgaben zur Gewährleistung von 
Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin und Sicherheit regelmäßig 
kontrolliert, die Kontrollergebnisse stabsmäßig aufbereitet 
und in Leitungssitzungen beraten werden. Dabei haben sich 
die Sicherheitsaktive große Verdienste -erworben. Diese 
Gremien tragen vor allem durch ihre Kontroll- und Analy­
senarbeit entscheidend dazu bei, die Zielstellungen ständig 
zu vervollkommnen, neue Initiativen zu entwickeln und der 
Gefahr von Formalismus und Stagnation in der Bewegung 
für vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicherheit wirksam 
zu begegnen.

Derjenige Leiter wird erfolgreich arbeiten, der auch die 
Leninschen Prinzipien der Kontrolle beachtet und den 
erzieherischen, verändernden und vorbeugenden Charakter 
der Kontrolle immer mehr ausprägt. Kontrolle und Analyse 
müssen Erkenntnisse vermitteln, um die Erziehung der 
Werktätigen zur bewußten Durchsetzung des sozialistischen 
Rechts als wichtigste Form der Vorbeugung noch wirksamer 
zu gestalten. Die Kenntnis und die bewußte Durchsetzung 
der Rechtsvorschriften und der betrieblichen Regelungen sind 
bei weitem der sicherste Weg, um Störungen und Konflikten, 
Schäden und Verlusten vorzubeugen.

Kontrolle und Analyse müssen zu Schlußfolgerungen 
führen, welche materiellen und wissenschaftlich-technischen 
Voraussetzungen vorbeugend zur Sicherung einer störungs­
freien Produktion zu schaffen sind. Das beginnt mit der Ver­
vollkommnung der Produktionsorganisation und der techno­
logischen Disziplin und setzt sich fort über Maßnahmen zur 
Arbeitserleichterung und reicht bis hin zur Schaffung ent­
sprechender sozialer und hygienischer Einrichtungen und 
einer guten Arbeiterversorgung. Dabei kommt der konstruk­
tiven Zusammenarbeit zwischen Kombinaten, Betrieben, 
Genossenschaften und Einrichtungen mit den örtlichen 
Staatsorganen eine große Bedeutung zu. Der Vorsitzende des 
Ministerrates wies in seiner Begründung des Gesetzes über 
den Volkswirtschaftsplan 1986 nach, daß bei der umfassenden 
Intensivierung die Erschließung örtlicher Reserven für die 
Leistungs- und Effektivitätsentwicklung der Volkswirtschaft 
und zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
im Rahmen der territorialen Rationalisierung immer mehr 
an Gewicht gewannt.5

*

Der XI. Parteitag der SED wird neue Horizonte bei der weite­
ren Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
in der DDR eröffnen. Er wird Aufgaben beschließen, die 
wachsende Dimensionen in der materiellen Produktion, tief­
greifende Strukturänderungen, die Meisterung von Schlüssel­
technologien und anderer grundlegender Aufgaben in 
Wissenschaft und Technik beinhalten.

In zahlreichen Erklärungen wenden sich Werktätige — wie 
das Kollektiv des Kombinats Carl Zeiss Jena6 — an das Zen­
tralkomitee der SED und bekunden ihre Entschlossenheit, 
sich diesen neuen Anforderungen zu stellen. Darin einge­
schlossen ist die Bereitschaft, Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit auf höherem Niveau zu gewährleisten. Richtig handeln 
deshalb diejenigen örtlichen Staatsorgane und die Leiter von 
Kollektiven, die sich langfristig auf die Leitung dieses Prozes­
ses einstellen und sich konzeptionelle Vorstellungen für eine 
noch zielgerichtetere Tätigkeit auf diesem Gebiet erarbeiten.

5 Vgl. W. Stoph, a. a. O., S. 8.
6 Vgl. ND vom 7. Januar 1986, S. 1.

Informationen
Der Zentralvorstand der Vereinigung der Juristen der DDR
tagte am 24. Januar 1986 in Berlin. Präsident Dr. Günter 
S a r g e  zog Bilanz über die geleistete gesellschaftliche Ar­
beit seit der Zentralen Delegiertenkonferenz der VdJ am 
28. Juni 1985 und orientierte auf Schwerpunkte in der Tätig­
keit der Vereinigung bis zum XI. Parteitag der SED.

Einblicke in die Vielfalt engagierter bildungspolitischer 
und rechtspropagandistischer Tätigkeit vermittelten die Be­
richte der Bezirksvorstände Magdeburg (W. Nasarow) und 
Rostock (I. Kersten) sowie der Sektion beim Zentralvorstand 
für Zivil-, Familien- und Arbeitsrecht (Dr. G.-A. Lübchen) 
und des Juristisch-medizinischen Arbeitskreises (Dr. H. Heu­
singer). Mit Interesse nahm der Zentralvorstand in einem 
gesonderten Tagesordnungspunkt Berichte über die interna­
tionale Konferenz in der BRD anläßlich des 40. Jahrestages 
des Beginns des Nürnberger Prozesses gegen die faschisti­
schen Hauptkriegsverbrecher (G. Wieland) sowie über den 
Prozeß gegen den als Thälmann-Mörder angeklagten W. Otto 
in Krefeld, BRD, (Dr. W. Matthäus) entgegen.

Das DDR-Komitee zur Verteidigung Sergej Antonows —
das Komitee setzt sich aus namhaften Juristen der DDR zu­
sammen und wurde im vergangenen Jahr beim Zentralvor­
stand der Vereinigung der Juristen der DDR (VdJ) gebildet — 
trat am 14. Januar 1986 zu einer weiteren Beratung zusam­
men. Es wurde die unverzügliche Freilassung des seit mehr 
als drei Jahren unschuldig in Italien inhaftierten bulga­
rischen Staatsbürgers gefordert und darauf verwiesen, daß 
die langwierige Beweisaufnahme in Rom und die Zeugen­
vernehmung in mehreren Ländern keinen Beweis für die 
Teilnahme am Papstattentat erbrachte. Das Komitee bekräf­
tigte seine Erkenntnis, daß S. Antonow und seine beiden 
bulgarischen Landsleute Opfer einer üblen Verleumdungs­
kampagne sind.

Das DDR-Komitee für Menschenrechte, die Liga für die Ver­
einten Nationen in der DDR und das Solidaritätskomitee der
DDR beschäftigten sich in einer gemeinsamen Veranstaltung 
am 28. Januar 1986 mit dem Verlauf und den bisherigen Er­
gebnissen der 40. Tagung der UN-Vollversammlung. Botschaf­
ter Dr. S. Z a c h  m a n n ,  Leiter der Abt. UNO im Ministe­
rium für Auswärtige Angelegenheiten, behandelte insbeson­
dere die Bedeutung der Resolutionen auf dem Gebiet der 
Einstellung des Wettrüstens, der Rüstungsbegrenzung und der 
Abrüstung, zu Fragen der internationalen Sicherheit und der 
Konfliktregelung sowie zu internationalen Wirtschaftsproble­
men und zum Komplex der Menschenrechte.

Speziell über die Arbeit des für soziale, humanitäre und 
kulturelle Fragen zuständigen 3. Ausschusses der UN-Vollver­
sammlung berichtete S. K r a m a r c z y k  (Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten). Sie erörterte u. a. das Konzept 
der Unteilbarkeit und wechselseitigen Abhängigkeit aller 
Menschenrechte, die Bedeutung der Resolution über Maßnah­
men zur Bekämpfung von Faschismus und Neofaschismus so­
wie die Haltung der Staaten zu Apartheid und anderen mas­
senhaften Menschenrechtsverletzungen.

Die Gesellschaft für Völkerrecht in der DDR führte am 
22. Januar 1986 eine Arbeitsberatung durch, auf der Botschaf­
ter Dr. G. B ü h r i n g  (Ministerium für Auswärtige Angele­
genheiten) über die bisherigen Ergebnisse der von den 
35 KSZE-Staaten getragenen Stockholmer Konferenz über 
Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrü­
stung in Europa referierte. Im Mittelpunkt standen die jüng­
sten Vorschläge der Sowjetunion aus dem drei Etappen um­
fassenden Abrüstungsprogramm bis zum Jahre 2000 sowie 
Fragen der Nichtanwendung von Gewalt in den internatio­
nalen Beziehungen.

Über die Arbeit des für Rechtsfragen zuständigen 6. Aus­
schusses auf der 40. Tagung der UN-Vollversammlung infor­
mierte Botschafter Prof. Dr. H. Süß (Ministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten). Er behandelte u. a. Fragen der 
Ausarbeitung eines Weltvertrages über die Nichtanwendung 
von Gewalt, des Inhalts einer Konvention gegen Söldnertum, 
des Standes der Arbeiten am Kodex der Verbrechen gegen 
den Frieden und die Sicherheit der Menschheit, der völker­
rechtlichen Prinzipien für eine Neue Internationale Wirt­
schaftsordnung sowie den Inhalt des Berichts der UN-Völker­
rechtskommission (ILC) über Kodifizierungsprojekte.


